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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,

im Juni haben sich die 27 EU-Mitglied-
staaten auf eine Reform des Gemeinsa-
men Europäischen Asylsystems geeinigt. 
Nach jahrelangen Verhandlungen wurde 
schließlich ein Kompromiss gefunden. 
Generell begrüße ich, dass es eine Eini-
gung gibt, da die bisherige europäische 
Migrationspolitik weder nachhaltig noch 
menschenrechtlich zufriedenstellend ist. 
Allerdings bin ich inhaltlich nicht einver-
standen mit dem Verhandlungsergebnis, 
insbesondere was die Schaffung soge-
nannter „Asylzentren“ betrifft.

Das EU-Parlament hat seine Position zur 
KI-Regulierung der EU verabschiedet. Dies 
ist ein wichtiger Schritt im europäischen 
Gesetzgebungsprozess in einer Zeit, in 
der wir täglich Presseberichte über die 
Entwicklung dieser Technologie und die 
damit verbundenen potenziellen Risiken 
lesen. Von nun an wird der Text im Trilog 
zwischen den EU-Institutionen verhandelt.
Nicht nur in Brüssel ist viel passiert, son-
dern auch in Frankfurt: Am Anfang des 
Monats war ich auf meiner Wahlkreistour, 
um euch zu treffen und die Möglichkeit zu 
haben, mich mit euch auszutauschen.

Ich habe auch mein traditionelles Wahl-
kreispraktikum absolviert, dieses Mal bei 
der Feuerwehr. Ich konnte den Alltag der 
Feuerwehrleute kennenlernen und mit ih-
nen über die Herausforderungen der Digi-
talisierung sprechen. Am 17. Juni fand der 
Landesparteitag statt, wo wir Nancy Fae-
ser offiziell zur Spitzenkandidatin für die 
Landtagswahl gewählt haben.

In Berlin ist genauso viel passiert: Das Ge-
bäudeenergiegesetz wird im Parlament 
weiterverhandelt, um die sozialen Aspekte 
stärker zu berücksichtigen. Außerdem war 
ich als Gastredner bei der re:publica, um 
über die Erbschaftssteuer zu diskutieren.

Mit den besten Grüßen
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Anfang Juni erreichten die 
EU-Innenminister*innen 
nach langen Verhandlun-
gen eine Einigung zum 

Gemeinsamen Europäischen Asyl-
system (GEAS). Zentral sind dabei 
insbesondere die Etablierung eines 
Verteilungsschlüssels zwischen den 
EU-Staaten für anerkannte Asylsuch-
ende sowie die Einführung sogen-
annter schneller „Grenzverfahren“. 
Dabei sollen die Asylsuchenden di-
rekt an der EU-Außengrenze inner-
halb von maximal zwölf Wochen ein 
Vorverfahren durchlaufen. Bis zur 
Entscheidung dürfen sie das EU-Ter-
ritorium nicht betreten, sondern 
werden in geschlossenen „Asylzen-
tren“ an der Außengrenze unterge-
bracht.

Die Einigung der EU-Innenminis-
ter*innen ist aus meiner Sicht in 
weiten Teilen leider ein harter Kom-
promiss mit wenigen, aber wichtigen 
Erfolgen. Ich bin zunächst froh, dass 
es überhaupt eine Einigung gibt, 

denn ein noch weiteres Auseinan-
derdriften der europäischen Staaten 
bis hin zur Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen im Schengen-Raum 
wäre eine politische Katastrophe. 
Auch die Tatsache, dass im Rahmen 
der Einigung endlich ein Vertei-
lungsschlüssel für Flüchtlinge verein-
bart worden ist, ist ein großer Erfolg 
– nicht zuletzt weil er eine Entlastung 
für unsere Kommunen bedeutet.

Trotzdem ist klar, dass Europa mit 
diesem Beschluss den Prinzipien 
nicht genügt, für die es eigentlich 
stehen muss. Ich habe große Zweifel 
daran, ob in den „Grenzverfahren“ 
in geschlossenen Asylzentren die 
Rechte der Asylsuchenden umfas-
send gewahrt bleiben können. Auch 
die Zugeständnisse an Staaten, die 
national ein noch restriktiveres Ein-
wanderungsregime umsetzen wol-
len, gehen aus meiner Sicht zu weit.

Im nun anstehenden Trilog-Verfahren 
zur konkreten Umsetzung sind mir 

besonders drei Punkte wichtig:

1. Wir müssen regeln, dass un-
begleitete Minderjährige nicht in den 
Asylzentren untergebracht werden, 
sondern zunächst in die EU-Staaten 
einreisen können und eine angemes-
sene Versorgung erhalten.

2. Bei abgelehnten Asylanträgen 
brauchen wir Klarheit in der Frage, 
unter welchen Umständen die Asyl-
suchenden in welche Drittstaaten zu-
rückgewiesen werden dürfen.

3.  Auch im beschleunigten Gren-
zverfahren muss der Zugang der 
Asylsuchenden zum Rechtsschutz 
garantiert sein.

Ich werde die Verhandlungen um die 
konkrete Ausgestaltung des EU-Asyl-
systems weiter aktiv begleiten. Auch 
in stürmischen Zeiten muss Europa 
prinzipienfest bleiben.

ASYLPLÄNE DER EU
MEINE EINSCHÄTZUNG
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DER
DIGITALE EURO

Ich war wieder in meinem Wahl-
kreis unterwegs! Mir ist der per-
sönliche direkte Kontakt zu den 
Menschen in meinem Wahlkreis 

besonders wichtig, deshalb organi-
siere ich einmal im Quartal eine Tour 
mit Frühverteilungen und Infostän-
den in verschiedenen Stadtteilen im 
Wahlkreis. Ich möchte mich mit den 
Bürger*innen darüber austauschen, 
was sie aktuell umtreibt und welche 

Themen sie schwerpunktmäßig be-
wegen, außerdem möchte ich über 
meine politische Arbeit in Berlin in-
formieren.
Bei meiner Frühlingstour war ich im 
Dornbusch, in Eschersheim, Rödel-
heim, Heddernheim, Bockenheim, 
Hausen, im Gallus und in der Nord-
weststadt unterwegs. Das Thema, 
was die Bürger*innen mit Abstand 
am meisten beschäftigte, war der 

Entwurf des geplanten Gebäude-
energiegesetzes, bei dem ich viele 
Kritikpunkte der Verbraucher*in-
nen gut nachvollziehen kann. Umso 
glücklicher bin ich, dass die Koaliti-
on nun Nachbesserungen beschlos-
sen hat.

Ich freue mich, wenn Sie bei meiner 
nächsten Wahlkreistour im Sommer 
an einem der Stände vorbeikommen 

FRÜHLINGSTOUR 2023
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FRÜHLINGSTOUR
IN BILDERN
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Mit dieser Frage haben 
wir uns bei der dies-
jährigen re:publica 
beschäftigt. Martyna 

Linartas, Michael Bohmeyer, Mela-
nie Stein und ich haben dabei nach 
Lösungen für die Vermögensun-
gleichheit in Deutschland gesucht. 
Denn: Es wird Zeit, dass wir uns mit 
diesem wichtigen Thema beschäfti-
gen!

Erbschaften bilden den Haupt-
grund für die derzeitige Kluft 
zwischen Arm und Reich. Reiche 
Bürger*innen erben das meiste 
Geld: Fast die Hälfte aller Erbschaf-
ten und größeren Schenkungen 
geht an die oberen 10 Prozent der 
Bevölkerung. 90 % der Deutschen 
teilen sich laut DIW den Rest.

Nochmal besonders deutlich wird 
dabei die Kluft zwischen Ost und 
West: Eine Person aus Westdeutsch-
land erbt durchschnittlich 92.000€. 
Eine Person aus Ostdeutschland 
gerade mal 52.000€. Das hat hi-
storische Hintergründe: Nach der 
Wiedervereinigung gingen 95 % 
des Staatseigentums der DDR an 
westdeutsche oder ausländische 
Investor*innen.
Aber auch andere Gruppen in 
Deutschland sind beim Thema Er-
ben stark benachteiligt, wie bei-
spielsweise Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Frauen erben 
ebenfalls signifikant seltener.

Ein Vorschlag, den wir dabei dis-
kutiert haben: Das Grunderbe. Also 
die Schenkung eines Erbes an je-

den jungen Menschen, derdie sei-
nihr 18. Lebensjahr beginnt. Es gibt 
für das Grunderbe verschiedene 
Vorschläge: Man könnte ein zweck-
gebundenes Grunderbe diskutier-
ten. Das wäre dann eine Variante, 
bei der das Erbe bspw. für Aus- und 
Weiterbildungen eingesetzt wer-
den kann, oder zum Erwerb von 
Immobilien.

So oder so: Es muss etwas getan 
werden. Die Kluft zwischen Arm 
und Reich in Sachen Erbschaften 
sorgt für sozialen Sprengstoff und 
Spaltung innerhalb unserer Gesell-
schaft. Diese Ungleichheit birgt eine 
Gefahr für unsere Demokratie, das 
müssen wir anerkennen und ent-
sprechend handeln.
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Als Abgeordneter ist es 
mir wichtig, meine Mit-
bürger*innen im Bun-
destag zu vertreten, 

aber auch so oft wie möglich die 
Menschen in meinem Wahlkreis zu 
treffen. Seitdem ich als Abgeordne-
ter tätig bin, absolviere ich regelmä-
ßig Praktika in meinem Wahlkreis, 
um mit den Menschen in Kontakt zu 
kommen und ihren Alltag zu erle-
ben. Damit kann ich ihre Probleme 
und Erwartungen besser verstehen.

Im Juni war ich bei der Frankfur-
ter Feuerwehr. Während dieses 

12-Stunden-Dienstes konnte ich se-
hen, wie vielfältig die Aufgaben der 
Feuerwehrleute sind. Ich war bei 
Wasser- und Luftrettungen dabei, 
habe die zentrale Einsatzplanung 
gesehen und bin mit dem Feuer-
wehrwagen mitgefahren. Eines ist 
klar: Die Arbeit als Feuerwehrmann 
und -frau ist sehr anspruchsvoll, so-
wohl physisch als auch psychisch. 
Sie leisten eine wichtige Arbeit, 
manchmal unter Einsatz ihres Le-
bens, um das Leben der Frankfurter 
zu retten!

In Gesprächen mit den Menschen 

vor Ort wurde deutlich, was man 
sich von der Politik wünscht: Mehr 
Gestaltungsfreiheit und Unterstüt-
zung bei der Planung und Umset-
zung von Digitalisierungsdaten. 
Bürokratie und fehlende Daten, die 
man teilen kann, stellen oft noch un-
nötige Hürden dar. 

Ein großes Dankeschön an die 
Frankfurter Feuerwehr, dass sie 
mich in ihr Team aufgenommen hat! 
Danke für die unglaubliche Arbeit, 
die ihr jeden Tag für die Menschen 
in Frankfurt leistet, und bis bald!

EIN TAG BEI DER FRANKFURTER 
BERUFSFEUERWEHR
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Am 08. Oktober wählt Hes-
sen einen neuen Landtag. 
Ich bin zuversichtlich, 
dass wir als SPD eine 

echte Chance haben für einen politi-
schen Neustart zu sorgen. 

Denn das ist auch bitter nötig: Hes-
sen hinkt in vielen Themen hinter-
her. Uns fehlen tausende Fachkräfte 
in Hessen. Der Lehrermangel ist zu 
einer echten Bedrohung herange-
wachsen und die Situation in den 
Krankenhäusern ist nicht zuletzt 
deswegen so schlecht, weil überall 
Personal fehlt. Gleichzeitig müssen 
wir härter gegen den die rechte Ge-
walt in Hessen vorgehen. Denn ein ist 
klar: die Anschläge der letzten Jahre 
waren keine Einzelfälle, sondern das 

Ergebnis eines strukturellen Prob-
lems mit Rechtsextremismus. 

Fast ein viertel Jahrhundert CDU-ge-
führte Regierung waren mehr als ge-
nug. Die jetzige Landesregierung hat 
keine Ideen mehr. Sie verwaltet nur 
noch, anstelle zu gestallten. 

Gerade deswegen ist es nicht egal, 
wer regiert. Hessen braucht einen 
politischen Neustart mit einer fri-
schen Landesregierung. Auf unse-
rem Parteitag haben wir hierfür den 
Grundstein gelegt mit einem sehr 
guten und durchdachten Wahlpro-
gramm und einer Spitzenkandidatin 
Nancy Faeser. 
Ich bin mir sicher, dass Nancy Fae-
ser die richtige ist, um mit den Bau-

stellen der schwarz-grünen Lan-
desregierung aufzuräumen. Mit ihr 
kommt die geballte Erfahrung aus 18 
Jahre Landtag und Ministerposten 
zusammen. Sie ist diejenige, mit der 
Hessen wieder nach vorne kommt. 
Und das zeigt im Übrigen auch ihr 
sehr gutes Ergebnis von 94,4 Prozent 
auf dem Parteitag. 

Liebe Nancy, ich könnte mir keine 
bessere Spitzenkandidatin für Hes-
sen vorstellen und freue mich auf 
einen gemeinsamen Wahlkampf mit 
dir. Meine Unterstützung hast du.

DIE BESTEN KRÄFTE FÜR HESSEN
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Ich wurde von der Plattform Meinu-
ngsbarometer zur Regulierung von 
Künstlicher Intelligenz interviewt. 
Meine Einschätzung: “Der Europäis-
che AI Act hat die Möglichkeit einen 
internationalen Goldstandard zu 
setzen. Allerdings muss in den kom-
menden Verhandlungen noch an 
entscheidenden Stellen nachgebes-
sert werden.”

Anbei ein Ausschnitt des Interviews:
 

Für die geplanten EU-Re-
geln werden KI-Anwend-
ungen in Risikogruppen 
eingeteilt – wie bewerten 

Sie diesen Ansatz?
Der risikobasierte Ansatz ist der 
Kern des Artificial Intelligence Acts 
(AI Act). Ich bewerte diesen sehr 
positiv, da er eine zielgerichtete Reg-
ulierung ermöglicht. Schätzungen 
der EU-Kommission zufolge werden 
5-15% aller KI-Anwendungen in 
den Hochrisiko-Bereich fallen. Das 
bedeutet im Umkehrschluss, dass 
ca. 85% der KI-Systeme nicht bez-
iehungsweise nur wenig reguliert 
werden und so genug Raum für Inno-
vationen bleibt.

In den Hochrisiko-Bereich fallen 
nur KI-Anwendungen, die auch 
tatsächlich ein hohes Risiko für die 
Grund- und Persönlichkeitsrechte 
der Bürgerinnen und Bürger dars-
tellen. Ein Bereich, der meiner Mein-
ung nach in den Hochrisiko-Bereich 
fallen muss, ist die Arbeitswelt. Zum 
Beispiel unterstützen KI-basierte Sys-
teme Recruiter:innen in der Auswahl 
von passenden Bewerber:innen 
und Vorgesetzte bei der Leistungs-
bewertung von Beschäftigten. Hier 
besteht ein hohes Diskriminierungs-
risiko. KI-Systeme reproduzieren 
naturgemäß die Muster in den zum 
Training genutzten Datensätzen. 
Da Frauen und People of Color zum 
Beispiel auf dem Arbeitsmarkt his-
torisch diskriminiert werden, drohen 
sich diese Muster zu verstetigen. In 
einem solchen Fall sind regulator-
ische Maßnahmen geboten.

Kritiker befürchten, dass ins-
besondere innovative Start-ups 
durch die Regulierung gebremst 
werden könnten. Wie schätzen Sie 
diese Gefahr ein?
Diese Befürchtung habe ich schon oft 

gehört – meistens kommt sie aber aus 
der Ecke der etablierten Wirtschaft 
und den Big Tech Unternehmen. Ich 
schätze diese Gefahr als eher gering 
ein. Die KI-Regulierung schafft durch 
klare Regeln Rechtsicherheit für Be-
triebe. Das ist besonders für KMU 
und Startups von großer Relevanz, 
da sie sich keine großen Rechtsabtei-
lungen leisten können, die sie durch 
potenzielle rechtliche Unsicherheit-
en navigieren könnten.

Zudem schafft der AI Act Vertrauen 
in diese eher abstrakte Technolo-
gie in der Bevölkerung. Mit dieser 
Akzeptanz können wir die Nutzung 
von KI in der Breite der Wirtschaft 
und Gesellschaft erhöhen und damit 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Unternehmen global stärken. Hier 
greift auch der sogenannte Brüssel 
Effekt. Die EU schafft mit dem AI Act 
einen internationalen Goldstandard 
an dem sich Unternehmen weltweit 
orientieren werden, die im europäis-
chen Markt tätig sein möchten.

Das komplette Interview kannst du 
auf der Website des Meinungsbaro-
meters nachlesen. 

MEIN BEITRAG ZUR KI-REGULIERUNG
AUSZUG AUS MEINEM INTERVIEW IM MEINUNGSBAROMETER
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„Diese Anlage GARANTIERT Dir 
hohe Rendite“, „Mit diesem GEHEI-
MEN und EINFACHEN Tipp ist der 
Aufbau von Vermögen kinder-
leicht“, „Wer diese Chance JETZT 
verpasst, darf sich später nicht är-
gern“.

Zugegeben, die hier aufge-
führten Beispiele an Con-
tent-Überschriften sind fik-
tiv, weichen aber auch nicht 

allzu sehr von der Realität ab. Viele, 
insbesondere jedoch junge Men-
schen sind tagtäglich mit unseriö-
sen und unrealistischen Finanzver-
sprechen konfrontiert. Besonders 
im Rahmen des Kryptohypes folg-
ten viele den Sirenenrufen selbst-
ernannter Coaches oder „Finfluen-
cern“ und fielen auf Versprechungen 
von schnellem Reichtum bei angeb-
lich geringem Anlagerisiko herein. 
Zwar gibt es durchaus auch seriö-
se Inhalte, die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
sah sich jedoch dazu veranlasst, in 
Bezug auf Anlagetipps in den sozia-
len Medien „Vorsicht“ als oberstes 
Gebot zu nennen.

Hinzu kommt: Deutschland werden 
in Studien regelmäßig Defizite im 
Bereich der finanziellen Bildung be-
scheinigt. Dabei sind gerade solche 
Kompetenzen die Grundlage von 
informierten Risikoabschätzungen 
und damit ein wirksames „Gegen-
mittel“ mit Blick auf unseriöse Ver-
sprechungen. Daneben eröffnen sich 
mit dem Wissen über das Funktio-
nieren unseres Wirtschafts- bzw. Fi-
nanzsystems eigene Spielräume und 
Chancen, denn ökonomische Ent-
scheidungen treffen wir spätestens 
mit dem Erhalt des ersten Taschen-
gelds.

Nicht nur im Sinne eines „Rüstzeugs“ 
und damit verbunden mit Blick auf 
den Verbraucherschutz haben wir 
uns als Ampel-Parteien darauf ge-
einigt, die finanzielle Bildung in 
Deutschland zu stärken- mir ist da-
bei vor allem auch die Gerechtig-
keitsperspektive wichtig. Zugang 
zum Finanzmarkt und damit zu ver-
schiedenen Möglichkeiten zur Ver-
mögensbildung müssen alle gesell-
schaftlichen Gruppen haben. In der 
Realität entscheidet darüber jedoch 

viel zu oft das Elternhaus darüber 
oder auch Geschlecht. Eine Stärkung 
der Finanzbildung trägt somit auch 
zur Chancengleichheit bei der öko-
nomischen Teilhabe und zur Gleich-
berechtigung bei – was dringendst 
geboten ist.

Jedoch reicht es bei Weitem nicht, 
nur die Wichtigkeit eines Themas 
aufzuzeigen, wenn keine konkreten 
Schritte folgen. Vor diesem Hinter-
grund haben sich die Ampelpar-
teien darauf geeinigt, eine Finanz-
bildungsstrategie zu erarbeiten, die 
Defizite adressiert und relevante 
Akteure miteinbezieht. Zudem soll 
eine zentrale Finanzbildungsplatt-
form zur Bündelung von Angeboten 
entstehen und die Datengrundlage 
zum Status Quo in diesem Bereich 
verbessert werden.

Sicher ist: Das kann nur ein Anfang 
sein, wobei es unbedingt positiv zu 
bewerten ist, dass die Politik das 
Thema auf der Agenda hat. Klar ist 
auch, dass im Rahmen des Bildungs-
föderalismus die Länder ihren Bei-
trag leisten müssen.

UNSERE SCHRITTE FÜR EINE 
BESSERE FINANZBILDUNG IN DER 

BEVÖLKERUNG 
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In diesem Jahr feiert die Euro-
päische Zentralbank ihr 25-jäh-
riges Bestehen und ich hatte die 
besondere Ehre an den Feier-

lichkeiten mit Bundeskanzler Olaf 
Scholz und EZB-Präsidentin Lagarde 
teilzunehmen.

Versuch einer Bilanz: Mit dem Euro 
wurde eines der stärksten Symbole 
der europäischen Einheit geschaf-
fen. Zweifelsohne: Der Beitritt zum 
Euroraum ist für viele Länder weiter-
hin attraktiv - und die gemeinsame 
Währung für viele Millionen Men-
schen in den Euro-Ländern bereits 
fester Teil der Alltagsrealität.

Die EZB ist im Rahmen ihres Man-
dates für die Geld- bzw. Währungs-
politik im Euroraum zuständig - und 

dabei von nationalen bzw. europäi-
schen Institutionen unabhängig. Ihre 
primäre Aufgabe ist die Sicherung 
der Preisstabilität. Angesichts der 
zahlreichen Herausforderungen der 
letzten Jahre lässt sich festhalten, 
dass zunächst Jean-Claude Trichet, 
und darauffolgend Mario Draghi und 
Christine Lagarde adäquate geldpo-
litische Antworten auf die Finanzkri-
se, Staatsschuldenkrise und später 
die Pandemie gefunden haben. 

Sie konnten mit ihren Maßnahmen 
nicht nur der Institution, sondern 
auch dem Euro Legitimität und Ver-
trauen verleihen und die Währungs-
union stabilisieren. Der EZB ist es un-
term Strich gelungen, den Euroraum 
zusammenzuhalten - was angesichts 
der Krisen eine Erfolgsgeschichte ist.

Zurzeit ist die EZB natürlich erneut 
besonders gefragt. Im Hinblick auf 
die angestrebte 2%-Inflationsrate ist 
dies nur allzu offensichtlich. Wieder 
müssen die richtigen Antworten in 
der europäischen Geldpolitik gefun-
den werden, die Leitzinsen sind be-
reits in mehreren Schritten angeho-
ben worden.
 
Frankfurt und die EZB gehören zu-
sammen. Dabei ist Frankfurt mehr 
als nur der offizielle Sitz, sondern für 
die EZB und ihre Angestellten ein 
Zuhause geworden. Die Stadt wiede-
rum profitiert von der Präsenz der 
EZB - wirtschaftlich, kulturell und im 
Hinblick auf die Reputation. Auf viele 
weitere gemeinsame Jahre!

DIE EZB 
UND DER 

STANDORT 
FRANKFURT 

EINE 
SYMBIOSE
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